
Seit mehr als 40 Tagen strömt unkontrolliert Rohöl aus
dem Bohrloch im Golf von Mexiko und verschmutzt die
Küsten im Süden der USA. Auch unter der Wasseroberflä-
che treiben grosse Mengen von Erdöl mit der Meeresströ-
mung und werden zur Gefahr für das Ökosystem. Alle
Versuche des britischen Erdölkonzerns BP, den Ausfluss
zu stoppen, sind bisher gescheitert. Nicht nur Präsident
Barack Obama, sondern die ganze Welt kritisiert die Erd-
ölindustrie. Man ist sich einig: So könne und dürfe es
nicht weitergehen. Weg vom Erdöl ist die Losung des Ta-
ges. Gefordert wird ein Wandel, der berühmte von Oba-
ma angekündigte «Change». Gerade in den USA ist dieser
Wandel dringend nötig, weil das Land mit einem tägli-
chen Bedarf von 20 Millionen Fass der mit Abstand gröss-
te Erdölkonsument der Welt ist.

Doch von «Change» ist in der amerikanischen Erdölpoli-
tik nichts zu sehen. Zu stark ist der Einfluss der grossen
amerikanischen Erdöllobby
in Washington. Erdölkonzer-
ne wie Exxon Mobil gehören
weltweit zu den profitabels-
ten und mächtigsten Unter-
nehmen. 2008 betrug der Ge-
winn von Exxon Mobil 42 Mil-
liarden Dollar. Kein Unter-
nehmen, auch nicht Micro-
soft, Nestlé oder Goldman
Sachs, hat je einen solch riesigen Gewinn realisiert. Auch
der Reingewinn von BP lag im gleichen Jahr bei beachtli-
chen 21 Milliarden Dollar.

Natürlich schockieren die Bilder von verklebten Vögeln
und Schildkröten, die jetzt elend an den amerikanischen
Küsten sterben. Doch die Lobby der Tiere, Meere und Küs-
ten ist schwach im Vergleich zu den Milliardengewinnen
der Erdölbranche. Beobachter glauben, dass die Lobby der
Erdölkonzerne in Washington gar mächtiger sei als die
der Banken. «Die Bankenlobby ist enorm einflussreich»,
sagt Jeremy Grantham von der Bostoner Vermögensver-
waltung GMO. «Nur die Energielobby ist noch mächtiger.»
Vor den Wahlen haben Energie- und Finanzlobby daher
geschickt sowohl den demokratischen wie auch den repu-
blikanischen Präsidentschaftskandidaten unterstützt. In-
dem sie auf beide Pferde setzten, konnten sie sicher sein,
am Sieg teilzuhaben.

George W. Bush hatte sich als Mann der Erdölindustrie
zum Ärger der Umweltschützer offen dafür ausgespro-
chen, dass die Bohrungen vor den US-Küsten auch in ge-
schützte Gebiete ausgeweitet werden sollten. Obama
stoppte nach seinem Amtsantritt diese Pläne seines Vor-

gängers, sprach von der Wichtigkeit einer intakten Um-
welt und signalisierte damit einen Wandel. Doch schon
im März 2010 vollzog Obama eine energiepolitische
Kehrtwende und genehmigte neue Ölbohrungen im mitt-
leren und südlichen Atlantik und im Golf von Mexiko.
Umweltschutzorganisationen protestierten und erklär-
ten Obamas Parole vom Wandel sei eine Floskel, reine
Wahlpropaganda. Es sei kein politischer Wille zu erken-
nen, den Erdölkonsum und die Bohrungen einzuschrän-
ken. Der pfiffige Wahlslogan «Yes, we can» wurde in der
Realpolitik durch ein mattes «Sorry, we can’t» ersetzt.

Nur drei Wochen nach Obamas Kehrtwende explodierte
die Bohrplattform Deepwater Horizon. «Wir haben eine
massive und möglicherweise noch nie da gewesene Um-
weltkatastrophe», räumte der Präsident ein und erklärte
umgehend, er werde seinen Bohrentscheid nochmals
überdenken, Bewilligungen für neue Bohrungen würden
jetzt sehr restriktiv vergeben. Doch weder der Klimawan-

del und das Abschmelzen der
Gletscher noch der Angriff
auf den Irak oder die massi-
ven Umweltschäden, die
durch den Ölsandabbau in
Kanada entstehen, haben bis-
her beim globalen Erdölkon-
sum eine Trendwende be-
wirkt. «Sorry, we can’t» ist die
dominante Haltung. Es ist lei-

der anzunehmen, dass auch die Ölpest im Golf keine Ver-
haltensänderung beim Erdölkonsum bewirken kann.

Nur ein hoher und schwankender Erdölpreis kann hel-
fen, die Sucht nach dem schwarzen Gold zu zügeln. Auch
die Schweiz muss ihren grossen Erdöldurst von täglich
240 000 Fass – das entspricht 5 Liter pro Person und Tag –
reduzieren. Und zwar durch das Steigern von Energieeffi-
zienz in der Mobilität und den Ausbau der erneuerbaren
Energien beim Heizen. Die Schweizer Erdöllobby, vertre-
ten durch die Erdöl-Vereinigung in Zürich und ihren Ge-
schäftsführer Rolf Hartl, hat daran kein Interesse. Doch
das Beispiel der USA zeigt, dass es für die Mehrheit der Be-
völkerung keinen Vorteil bringt, wenn die Energiepolitik
in die Hände der einflussreichen Erdöllobby fällt.

Die unterschätzte
Macht der Erdöllobby
Nur ein hoher Ölpreis hilft gegen die Sucht nach dem schwarzen Gold

DANIELE  GANSER

«Die Schweizer Erdöllobby
hat kein Interesse am Ausbau
von erneuerbaren Energien.»

Dr. Daniele Ganser ist
Historiker und Friedens-
forscher. Er untersucht an
der Uni Basel den globa-
len Kampf ums Erdöl und
mögliche Auswege aus
der Erdölabhängigkeit.

Das Eidgenössische Trachtenfest
macht sich rar – nur gerade alle
zwölf Jahre findet dieser
Brauchtumsanlass statt. Dies
mag einer der Gründe für den

grossen Publikumsandrang sein; in
Schwyz werden an diesem Wochenende
jedenfalls gegen 80 000 Besucher erwartet.
Ebenso wichtig wie die kluge Dosierung
ist das allgemein zunehmende Interesse
an heimischer Volkskultur.

Zersiedelung und Globalisierung führen
zu zunehmender Entwurzelung. Was
liegt da näher als die «Flucht» in Überlie-
fertes und Herkömmliches? Die «Eidge-
nössischen» der Ländlermusikanten und
der Jodler platzen seit einigen Jahren
nicht von ungefähr aus allen Nähten. Wo-
bei mit Blick auf die Trachtenbewegung
aber festzuhalten ist, dass das aktive Inte-
resse mit dem passiven nicht mithalten
kann: Die Mitgliederzahlen der Schweize-
rischen Trachtenvereinigung (STV) sind
rückläufig.

Wenn von Herkömmlichem und Überlie-
fertem die Rede ist, denkt man gemeinhin
an jahrhundertealte Tradition. Von we-
gen! Die Trachtenleute haben sich 1926
formiert und erst in den Dreissigerjahren
Strukturen und Reglemente bekommen.
Was gleichzeitig zu einer Erstarrung der
Bewegung führte. Seit einiger Zeit ist die
STV aber erfreulich erfrischend unter-
wegs. Man hat die Fenster geöffnet und
den Mief der Zwischenkriegsjahre ver-
scheucht. Die Erneuerer des Trachtenwe-
sens schauen dabei weiter zurück als nur
gerade 75 Jahre. Sie berufen sich auf histo-
rische Illustrationen und haben, nur als
Beispiel, das wenig originelle, monotone
Männergewand durch den lange verpön-
ten Gehrock samt Dreispitz und Kniehose
ergänzt. Kurz: Noch nie ging es an einem
Eidg. Trachtenfest so bunt zu und her.

Historie schlägt
Dreissigerjahre
Am Trachtenfest
geht es bunt zu und her

kurt-emil.merki@sonntagonline.ch

KURT-EMIL  MERKI

PRÜGELSTRIP IN KIEW

Ukrainerinnen – warum ausge-
rechnet sie? In Kiew ziehen sie
in den politischen Kampf, halb
ausgezogen wie für einen Auf-
tritt im Striplokal. Eine Speziali-
tät: Schon bei der Stichwahl
um die Präsidentschaft im Fe-
bruar sorgten Aktivistinnen der
gleichen Organisation (Femen)
«oben ohne» für Aufsehen.
«Stop der Vergewaltigung des
Landes!» lautete damals die
Forderung. Gestern ging es um
demokratische Grundrechte
wie die Redefreiheit. Die Frau-
en mimten prügelnde Beamte
des Innenministeriums, nicht in
sehr kampftauglicher Tracht.

Ich erinnere mich an einen
Theaterkurs hierzulande, Femi-
nistinnen vorbehalten. Geübt
wurden Schmollmünder à la
Bardot, laszives Räkeln, verfüh-
rerische Gesten an der Bar. Die
Teilnehmerinnen, hiess es in
den Kursunterlagen, «sollen
Haltungen durchschauen, die
ihre Unterwerfung beschleuni-
gen und in die Unterdrückung
führen». Politisches Bewusst-
sein via Sexiness – fast wie in
Kiew. Die Methode freilich ist
uralt und lautet: Man treibt den
Teufel mit dem Beelzebub aus.

max.dohner@azag.ch
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Inland Die Stadt Bern orientiert
über die Zukunft des Bahn-
hofs.

Ausland Papst Benedikt XVI.
trifft zu seinem Besuch in
Zypern ein.

Kultur In Schwyz beginnt das
dreitägige Eidgenössische
Trachtenfest.

Sport Am Tennisturnier in Pa-
ris tragen die Herren ihre Halb-
finals aus.

DAS BRINGT DER TAG HEUTE

1. Sänger Baschi: «Ich wäre
gerne die männliche Lena.»

2. Stadion Letzigrund: Der
Baukonzern Implenia ver-
klagt die Stadt Zürich.

3. Michelle Hunziker: Wurde
die schöne Blondine von
einer Sekte ferngesteuert?

4. GPK-Bericht: Bundesrat
Merz wollte die UBS ins
Ausland verkaufen.

5. Einbürgerung: Die Suhrer
Gmeind entscheidet über
das Schicksal dreier
Ausländer.

DAS WAR GESTERN AUF A-Z.CH TOP

DAS MACHT DAS WETTER HEUTE

Nach einigen hochnebelarti-
gen Restwolken am Mor- 
gen zeigt sich der Rest des 
Tages recht sonnig. Die
Temperaturen steigen tags-
über auf warme 24 Grad.

12° 24°

Ausschaffungsinitiative I:
Grund für die Weigerung, der
Ausschaffungsinitiative eine
Absage zu erteilen, kann nur
einer sein: Die Mitteparteien
scheinen sich knapp andert-
halb Jahre vor den Wahlen
derart vor einer gnadenlosen
Ausschlachtung der Auslän-
derthematik zu fürchten, dass
sie der SVP nicht auch noch
einen Steilpass dazu geben
wollen. So etwas nennt sich
Hasenfuss-Politik.

Ausschaffungsinitiative II: Die
Mitteparteien und die pragma-
tische Linke haben dem Ge-
genvorschlag zum Durchbruch
verholfen. Zum Glück. Denn
ohne diesen Kompromiss wä-
re der Weg für den Erfolg der
willkürlichen und völkerrechts-
widrigen SVP-Initiative frei ge-
wesen. Damit hätte ein ähnli-
ches Ergebnis gedroht wie bei
der Minarettinitiative.

Abzockerinitiative: Die neuer-
liche Verzögerung des
Geschäfts und damit einer
allfälligen Volksabstimmung
dürfte jedenfalls der Politik
wenig Sympathiepunkte ein-
bringen. Doch letztlich wird
das Parlament vor allem am
Inhalt des Gegenvorschlags zu
messen sein.

DAS SCHREIBEN DIE ANDEREN

Seit mehr als 40 Tagen strömt unkontrolliert Rohöl aus
dem Bohrloch im Golf von Mexiko und verschmutzt die
Küsten im Süden der USA. Auch unter der Wasseroberflä-
che treiben grosse Mengen von Erdöl mit der Meeresströ-
mung und werden zur Gefahr für das Ökosystem. Alle
Versuche des britischen Erdölkonzerns BP, den Ausfluss
zu stoppen, sind bisher gescheitert. Nicht nur Präsident
Barack Obama, sondern die ganze Welt kritisiert die Erd-
ölindustrie. Man ist sich einig: So könne und dürfe es
nicht weitergehen. Weg vom Erdöl ist die Losung des Ta-
ges. Gefordert wird ein Wandel, der berühmte von Oba-
ma angekündigte «Change». Gerade in den USA ist dieser
Wandel dringend nötig, weil das Land mit einem tägli-
chen Bedarf von 20 Millionen Fass der mit Abstand gröss-
te Erdölkonsument der Welt ist.

Doch von «Change» ist in der amerikanischen Erdölpoli-
tik nichts zu sehen. Zu stark ist der Einfluss der grossen
amerikanischen Erdöllobby
in Washington. Erdölkonzer-
ne wie Exxon Mobil gehören
weltweit zu den profitabels-
ten und mächtigsten Unter-
nehmen. 2008 betrug der Ge-
winn von Exxon Mobil 42 Mil-
liarden Dollar. Kein Unter-
nehmen, auch nicht Micro-
soft, Nestlé oder Goldman
Sachs, hat je einen solch riesigen Gewinn realisiert. Auch
der Reingewinn von BP lag im gleichen Jahr bei beachtli-
chen 21 Milliarden Dollar.

Natürlich schockieren die Bilder von verklebten Vögeln
und Schildkröten, die jetzt elend an den amerikanischen
Küsten sterben. Doch die Lobby der Tiere, Meere und Küs-
ten ist schwach im Vergleich zu den Milliardengewinnen
der Erdölbranche. Beobachter glauben, dass die Lobby der
Erdölkonzerne in Washington gar mächtiger sei als die
der Banken. «Die Bankenlobby ist enorm einflussreich»,
sagt Jeremy Grantham von der Bostoner Vermögensver-
waltung GMO. «Nur die Energielobby ist noch mächtiger.»
Vor den Wahlen haben Energie- und Finanzlobby daher
geschickt sowohl den demokratischen wie auch den repu-
blikanischen Präsidentschaftskandidaten unterstützt. In-
dem sie auf beide Pferde setzten, konnten sie sicher sein,
am Sieg teilzuhaben.

George W. Bush hatte sich als Mann der Erdölindustrie
zum Ärger der Umweltschützer offen dafür ausgespro-
chen, dass die Bohrungen vor den US-Küsten auch in ge-
schützte Gebiete ausgeweitet werden sollten. Obama
stoppte nach seinem Amtsantritt diese Pläne seines Vor-

gängers, sprach von der Wichtigkeit einer intakten Um-
welt und signalisierte damit einen Wandel. Doch schon
im März 2010 vollzog Obama eine energiepolitische
Kehrtwende und genehmigte neue Ölbohrungen im mitt-
leren und südlichen Atlantik und im Golf von Mexiko.
Umweltschutzorganisationen protestierten und erklär-
ten Obamas Parole vom Wandel sei eine Floskel, reine
Wahlpropaganda. Es sei kein politischer Wille zu erken-
nen, den Erdölkonsum und die Bohrungen einzuschrän-
ken. Der pfiffige Wahlslogan «Yes, we can» wurde in der
Realpolitik durch ein mattes «Sorry, we can’t» ersetzt.

Nur drei Wochen nach Obamas Kehrtwende explodierte
die Bohrplattform Deepwater Horizon. «Wir haben eine
massive und möglicherweise noch nie da gewesene Um-
weltkatastrophe», räumte der Präsident ein und erklärte
umgehend, er werde seinen Bohrentscheid nochmals
überdenken, Bewilligungen für neue Bohrungen würden
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Energien beim Heizen. Die Schweizer Erdöllobby, vertre-
ten durch die Erdöl-Vereinigung in Zürich und ihren Ge-
schäftsführer Rolf Hartl, hat daran kein Interesse. Doch
das Beispiel der USA zeigt, dass es für die Mehrheit der Be-
völkerung keinen Vorteil bringt, wenn die Energiepolitik
in die Hände der einflussreichen Erdöllobby fällt.
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Ausschaffungsinitiative I:
Grund für die Weigerung, der
Ausschaffungsinitiative eine
Absage zu erteilen, kann nur
einer sein: Die Mitteparteien
scheinen sich knapp andert-
halb Jahre vor den Wahlen
derart vor einer gnadenlosen
Ausschlachtung der Auslän-
derthematik zu fürchten, dass
sie der SVP nicht auch noch
einen Steilpass dazu geben
wollen. So etwas nennt sich
Hasenfuss-Politik.

Ausschaffungsinitiative II: Die
Mitteparteien und die pragma-
tische Linke haben dem Ge-
genvorschlag zum Durchbruch
verholfen. Zum Glück. Denn
ohne diesen Kompromiss wä-
re der Weg für den Erfolg der
willkürlichen und völkerrechts-
widrigen SVP-Initiative frei ge-
wesen. Damit hätte ein ähnli-
ches Ergebnis gedroht wie bei
der Minarettinitiative.

Abzockerinitiative: Die neuer-
liche Verzögerung des
Geschäfts und damit einer
allfälligen Volksabstimmung
dürfte jedenfalls der Politik
wenig Sympathiepunkte ein-
bringen. Doch letztlich wird
das Parlament vor allem am
Inhalt des Gegenvorschlags zu
messen sein.

DAS SCHREIBEN DIE ANDEREN

Seit mehr als 40 Tagen strömt unkontrolliert Rohöl aus
dem Bohrloch im Golf von Mexiko und verschmutzt die
Küsten im Süden der USA. Auch unter der Wasseroberflä-
che treiben grosse Mengen von Erdöl mit der Meeresströ-
mung und werden zur Gefahr für das Ökosystem. Alle
Versuche des britischen Erdölkonzerns BP, den Ausfluss
zu stoppen, sind bisher gescheitert. Nicht nur Präsident
Barack Obama, sondern die ganze Welt kritisiert die Erd-
ölindustrie. Man ist sich einig: So könne und dürfe es
nicht weitergehen. Weg vom Erdöl ist die Losung des Ta-
ges. Gefordert wird ein Wandel, der berühmte von Oba-
ma angekündigte «Change». Gerade in den USA ist dieser
Wandel dringend nötig, weil das Land mit einem tägli-
chen Bedarf von 20 Millionen Fass der mit Abstand gröss-
te Erdölkonsument der Welt ist.

Doch von «Change» ist in der amerikanischen Erdölpoli-
tik nichts zu sehen. Zu stark ist der Einfluss der grossen
amerikanischen Erdöllobby
in Washington. Erdölkonzer-
ne wie Exxon Mobil gehören
weltweit zu den profitabels-
ten und mächtigsten Unter-
nehmen. 2008 betrug der Ge-
winn von Exxon Mobil 42 Mil-
liarden Dollar. Kein Unter-
nehmen, auch nicht Micro-
soft, Nestlé oder Goldman
Sachs, hat je einen solch riesigen Gewinn realisiert. Auch
der Reingewinn von BP lag im gleichen Jahr bei beachtli-
chen 21 Milliarden Dollar.

Natürlich schockieren die Bilder von verklebten Vögeln
und Schildkröten, die jetzt elend an den amerikanischen
Küsten sterben. Doch die Lobby der Tiere, Meere und Küs-
ten ist schwach im Vergleich zu den Milliardengewinnen
der Erdölbranche. Beobachter glauben, dass die Lobby der
Erdölkonzerne in Washington gar mächtiger sei als die
der Banken. «Die Bankenlobby ist enorm einflussreich»,
sagt Jeremy Grantham von der Bostoner Vermögensver-
waltung GMO. «Nur die Energielobby ist noch mächtiger.»
Vor den Wahlen haben Energie- und Finanzlobby daher
geschickt sowohl den demokratischen wie auch den repu-
blikanischen Präsidentschaftskandidaten unterstützt. In-
dem sie auf beide Pferde setzten, konnten sie sicher sein,
am Sieg teilzuhaben.

George W. Bush hatte sich als Mann der Erdölindustrie
zum Ärger der Umweltschützer offen dafür ausgespro-
chen, dass die Bohrungen vor den US-Küsten auch in ge-
schützte Gebiete ausgeweitet werden sollten. Obama
stoppte nach seinem Amtsantritt diese Pläne seines Vor-

gängers, sprach von der Wichtigkeit einer intakten Um-
welt und signalisierte damit einen Wandel. Doch schon
im März 2010 vollzog Obama eine energiepolitische
Kehrtwende und genehmigte neue Ölbohrungen im mitt-
leren und südlichen Atlantik und im Golf von Mexiko.
Umweltschutzorganisationen protestierten und erklär-
ten Obamas Parole vom Wandel sei eine Floskel, reine
Wahlpropaganda. Es sei kein politischer Wille zu erken-
nen, den Erdölkonsum und die Bohrungen einzuschrän-
ken. Der pfiffige Wahlslogan «Yes, we can» wurde in der
Realpolitik durch ein mattes «Sorry, we can’t» ersetzt.

Nur drei Wochen nach Obamas Kehrtwende explodierte
die Bohrplattform Deepwater Horizon. «Wir haben eine
massive und möglicherweise noch nie da gewesene Um-
weltkatastrophe», räumte der Präsident ein und erklärte
umgehend, er werde seinen Bohrentscheid nochmals
überdenken, Bewilligungen für neue Bohrungen würden
jetzt sehr restriktiv vergeben. Doch weder der Klimawan-

del und das Abschmelzen der
Gletscher noch der Angriff
auf den Irak oder die massi-
ven Umweltschäden, die
durch den Ölsandabbau in
Kanada entstehen, haben bis-
her beim globalen Erdölkon-
sum eine Trendwende be-
wirkt. «Sorry, we can’t» ist die
dominante Haltung. Es ist lei-

der anzunehmen, dass auch die Ölpest im Golf keine Ver-
haltensänderung beim Erdölkonsum bewirken kann.

Nur ein hoher und schwankender Erdölpreis kann hel-
fen, die Sucht nach dem schwarzen Gold zu zügeln. Auch
die Schweiz muss ihren grossen Erdöldurst von täglich
240 000 Fass – das entspricht 5 Liter pro Person und Tag –
reduzieren. Und zwar durch das Steigern von Energieeffi-
zienz in der Mobilität und den Ausbau der erneuerbaren
Energien beim Heizen. Die Schweizer Erdöllobby, vertre-
ten durch die Erdöl-Vereinigung in Zürich und ihren Ge-
schäftsführer Rolf Hartl, hat daran kein Interesse. Doch
das Beispiel der USA zeigt, dass es für die Mehrheit der Be-
völkerung keinen Vorteil bringt, wenn die Energiepolitik
in die Hände der einflussreichen Erdöllobby fällt.

Die unterschätzte
Macht der Erdöllobby
Nur ein hoher Ölpreis hilft gegen die Sucht nach dem schwarzen Gold

DANIELE  GANSER

«Die Schweizer Erdöllobby
hat kein Interesse am Ausbau
von erneuerbaren Energien.»

Dr. Daniele Ganser ist
Historiker und Friedens-
forscher. Er untersucht an
der Uni Basel den globa-
len Kampf ums Erdöl und
mögliche Auswege aus
der Erdölabhängigkeit.

Das Eidgenössische Trachtenfest
macht sich rar – nur gerade alle
zwölf Jahre findet dieser
Brauchtumsanlass statt. Dies
mag einer der Gründe für den

grossen Publikumsandrang sein; in
Schwyz werden an diesem Wochenende
jedenfalls gegen 80 000 Besucher erwartet.
Ebenso wichtig wie die kluge Dosierung
ist das allgemein zunehmende Interesse
an heimischer Volkskultur.

Zersiedelung und Globalisierung führen
zu zunehmender Entwurzelung. Was
liegt da näher als die «Flucht» in Überlie-
fertes und Herkömmliches? Die «Eidge-
nössischen» der Ländlermusikanten und
der Jodler platzen seit einigen Jahren
nicht von ungefähr aus allen Nähten. Wo-
bei mit Blick auf die Trachtenbewegung
aber festzuhalten ist, dass das aktive Inte-
resse mit dem passiven nicht mithalten
kann: Die Mitgliederzahlen der Schweize-
rischen Trachtenvereinigung (STV) sind
rückläufig.

Wenn von Herkömmlichem und Überlie-
fertem die Rede ist, denkt man gemeinhin
an jahrhundertealte Tradition. Von we-
gen! Die Trachtenleute haben sich 1926
formiert und erst in den Dreissigerjahren
Strukturen und Reglemente bekommen.
Was gleichzeitig zu einer Erstarrung der
Bewegung führte. Seit einiger Zeit ist die
STV aber erfreulich erfrischend unter-
wegs. Man hat die Fenster geöffnet und
den Mief der Zwischenkriegsjahre ver-
scheucht. Die Erneuerer des Trachtenwe-
sens schauen dabei weiter zurück als nur
gerade 75 Jahre. Sie berufen sich auf histo-
rische Illustrationen und haben, nur als
Beispiel, das wenig originelle, monotone
Männergewand durch den lange verpön-
ten Gehrock samt Dreispitz und Kniehose
ergänzt. Kurz: Noch nie ging es an einem
Eidg. Trachtenfest so bunt zu und her.

Historie schlägt
Dreissigerjahre
Am Trachtenfest
geht es bunt zu und her

kurt-emil.merki@sonntagonline.ch

KURT-EMIL  MERKI

PRÜGELSTRIP IN KIEW

Ukrainerinnen – warum ausge-
rechnet sie? In Kiew ziehen sie
in den politischen Kampf, halb
ausgezogen wie für einen Auf-
tritt im Striplokal. Eine Speziali-
tät: Schon bei der Stichwahl
um die Präsidentschaft im Fe-
bruar sorgten Aktivistinnen der
gleichen Organisation (Femen)
«oben ohne» für Aufsehen.
«Stop der Vergewaltigung des
Landes!» lautete damals die
Forderung. Gestern ging es um
demokratische Grundrechte
wie die Redefreiheit. Die Frau-
en mimten prügelnde Beamte
des Innenministeriums, nicht in
sehr kampftauglicher Tracht.

Ich erinnere mich an einen
Theaterkurs hierzulande, Femi-
nistinnen vorbehalten. Geübt
wurden Schmollmünder à la
Bardot, laszives Räkeln, verfüh-
rerische Gesten an der Bar. Die
Teilnehmerinnen, hiess es in
den Kursunterlagen, «sollen
Haltungen durchschauen, die
ihre Unterwerfung beschleuni-
gen und in die Unterdrückung
führen». Politisches Bewusst-
sein via Sexiness – fast wie in
Kiew. Die Methode freilich ist
uralt und lautet: Man treibt den
Teufel mit dem Beelzebub aus.

max.dohner@azag.ch
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Inland Die Stadt Bern orientiert
über die Zukunft des Bahn-
hofs.

Ausland Papst Benedikt XVI.
trifft zu seinem Besuch in
Zypern ein.

Kultur In Schwyz beginnt das
dreitägige Eidgenössische
Trachtenfest.

Sport Am Tennisturnier in Pa-
ris tragen die Herren ihre Halb-
finals aus.

DAS BRINGT DER TAG HEUTE

1. Sänger Baschi: «Ich wäre
gerne die männliche Lena.»

2. Stadion Letzigrund: Der
Baukonzern Implenia ver-
klagt die Stadt Zürich.

3. Michelle Hunziker: Wurde
die schöne Blondine von
einer Sekte ferngesteuert?

4. GPK-Bericht: Bundesrat
Merz wollte die UBS ins
Ausland verkaufen.

5. Einbürgerung: Die Suhrer
Gmeind entscheidet über
das Schicksal dreier
Ausländer.

DAS WAR GESTERN AUF A-Z.CH TOP

DAS MACHT DAS WETTER HEUTE

Nach einigen hochnebelarti-
gen Restwolken am Mor- 
gen zeigt sich der Rest des 
Tages recht sonnig. Die
Temperaturen steigen tags-
über auf warme 24 Grad.

12° 24°

Ausschaffungsinitiative I:
Grund für die Weigerung, der
Ausschaffungsinitiative eine
Absage zu erteilen, kann nur
einer sein: Die Mitteparteien
scheinen sich knapp andert-
halb Jahre vor den Wahlen
derart vor einer gnadenlosen
Ausschlachtung der Auslän-
derthematik zu fürchten, dass
sie der SVP nicht auch noch
einen Steilpass dazu geben
wollen. So etwas nennt sich
Hasenfuss-Politik.

Ausschaffungsinitiative II: Die
Mitteparteien und die pragma-
tische Linke haben dem Ge-
genvorschlag zum Durchbruch
verholfen. Zum Glück. Denn
ohne diesen Kompromiss wä-
re der Weg für den Erfolg der
willkürlichen und völkerrechts-
widrigen SVP-Initiative frei ge-
wesen. Damit hätte ein ähnli-
ches Ergebnis gedroht wie bei
der Minarettinitiative.

Abzockerinitiative: Die neuer-
liche Verzögerung des
Geschäfts und damit einer
allfälligen Volksabstimmung
dürfte jedenfalls der Politik
wenig Sympathiepunkte ein-
bringen. Doch letztlich wird
das Parlament vor allem am
Inhalt des Gegenvorschlags zu
messen sein.

DAS SCHREIBEN DIE ANDEREN


